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A. Zielsetzung 

Das Gesetz soll Anwendungs- und Auslegungsschwierigkeiten 
beseitigen, zu denen die seit 1940 trotz der Entwicklung des 
Straßenverkehrs und der damit verbundenen starken Zunahme 
der Unfälle im Straßenverkehr unverändert geltende Fassung 
des Verkehrsunfallflucht-Tatbestandes (§ 142 StGB) geführt hat. 

B. Lösung 

Durch eine ausführlichere, der Entwicklung und den Verhält-
nissen des modernen Straßenverkehrs angepaßte Vorschrift, die 
auch die bisherige Rechtsprechung berücksichtigt, wird das Ver-
halten der an einem Straßenverkehrsunfall Beteiligten so weit 
geregelt, als es — auch unter dem Gesichtspunkt öffentlicher 
Interessen — zur Klärung und Sicherung der zivilrechtlichen 
Ansprüche der Beteiligten erforderlich ist. Dabei werden auf 
der Grundlage des geltenden Rechts aufgetretene Unzulänglich-
keiten so weit als möglich behoben. Insbesondere wird gefor-
dert, sich künftig als Unfallbeteiligter vorzustellen und auch 
nachträgliche Feststellungen zu ermöglichen, wenn sich ein Be-
teiligter ausnahmsweise vom Unfallort entfernen durfte. Die 
strafrechtliche Neuregelung des § 142 StGB ist notwendige Vor-
aussetzung für die seit langem geforderte Neufassung des § 34 
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StVO, die dem Verkehrsteilnehmer eindeutig und detailliert 
sagen soll, wie er sich nach einem Verkehrsunfall zu verhalten 
hat. Zum Erlaß dieser Vorschrift soll der Bundesminister für 
Verkehr durch Artikel 2 des vorliegenden Entwurfs ermächtigt 
werden. 

C. Alternativen 

keine 

D. Kosten 

keine 
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Bericht der Abgeordneten Spranger, Lambinus 

Einleitung 

Der Bundestag hat den von der Bundesregierung 
eingebrachten Entwurf eines 14. Strafrechtsände-
rungsgesetzes in seiner 123. Sitzung am 11. Oktober 
1974 an den Sonderausschuß für die Strafrechts-
reform federführend und an den Ausschuß für Ver-
kehr und für das Post und Fernmeldewesen mitbe-
ratend überwiesen. Der mitberatende Ausschuß hat 
den Entwurf in seiner Sitzung am 18. Oktober 1974 
behandelt und festgestellt, daß aus verkehrspoliti-
scher Sicht keine Bedenken gegen den Gesetzent-
wurf bestehen. Der Sonderausschuß für die Straf-
rechtsreform hat den Entwurf in seiner 47. Sitzung 
am 22. Januar und in seiner 51. Sitzung am 9. April 
1975 beraten. 

Begründung zu den einzelnen Vorschriften 

Zu den Eingangsworten 

Überschrift und Einleitung wurden unverändert 
übernommen. Ein Antrag, die Eingangsworte ent-
sprechend dem Vorschlag des Bundesrates zu fas-
sen, wurde abgelehnt. Nach Auffassung der Mehr-
heit des Ausschusses begründet die Änderung des 
§ 6 StVG für sich allein nicht die Zustimmungsbe-
dürftigkeit des Gesetzes. 

Zu Artikel 1 Nr. 1 — § 69 Abs. 2 Nr. 3 

Die Änderung in der Vorschrift über die Entzie-
hung der Fahrerlaubnis wird erforderlich als Folge 
der Änderung der Überschrift in § 142 (s. Artikel 1 
Nr. 2). 

Zu Artikel 1 Nr. 2 — § 142 StGB 

Der Ausschuß hat den Vorschlag des Regierungs-
entwurfs weitgehend übernommen. Abweichend da-
von hat er lediglich die Strafandrohung für Versuch 
gestrichen sowie die Überschrift und eine Formulie-
rung in Absatz 3 (Regierungsentwurf Absatz 4) ge-
ändert. Soweit die Ausschußfassung mit dem Regie-
rungsentwurf übereinstimmt, gelten die im Entwurf 
angeführten Gründe; auf sie wird verwiesen. Zu-
sätzlich sind die Beratungsergebnisse zu den Pro-
blemen zu erwähnen, mit denen sich der Ausschuß 
in besonderem Maße befaßt hat: 

1. Das von der Vorschrift zu schützende Rechtsgut 
sieht der Regierungsentwurf in der Sicherung 
zivilrechtlicher Interessen der anderen Unfall-
beteiligten und der Geschädigten, und zwar der 
Interessen an der Durchsetzung begründeter wie 
an der Abwehr unbegründeter Ansprüche. Daß 
die Vorschrift zugleich in einem gewissen Um-
fang dazu beiträgt, daß Verkehrsstraftaten ermit

-

telt und geahndet, ungeeignete Kraftfahrer fest-
gestellt und vom Straßenverkehr ferngehalten 
sowie sonstige Unfallursachen aufgedeckt wer-
den können, wird lediglich als zwangsläufiger, 
wenn auch kriminal- und verkehrspolitisch er-
wünschter, Nebeneffekt bezeichnet. 

Eine Minderheit im Ausschuß wollte die Vor-
schrift zusätzlich auf die genannten öffentlichen 
Interessen ausgerichtet sehen und jene Inter-
essen ebenfalls als von der Vorschrift zu schüt-
zende Rechtsgüter verstanden wissen. Die Ver-
besserung der Sicherheit im Straßenverkehr sei 
ein so dringendes Anliegen, daß nicht darauf 
verzichtet werden dürfe, auch die Möglichkeiten 
dieser Vorschrift gezielt für den erwähnten 
Zweck einzusetzen. 

Nach der Auffassung der Mehrheit der Aus-
schußmitglieder muß dagegen der eigentliche 
Schutzzweck der Vorschrift, wie im Regierungs-
entwurf vorgesehen, auf die Sicherung zivil-
rechtlicher Interessen der Unfallbeteiligten und 
der Geschädigten beschränkt werden. Nur bei 
dieser Zielrichtung seien die an den Unfallbetei-
ligten zu stellenden Anforderungen zu rechtfer-
tigen, aufgrund deren er unter Umständen — 
im Gegensatz zum allgemeinen Grundsatz der 
Straffreiheit der Selbstbegünstigung — ein Straf-
verfahren gegen sich selbst unterstützen müsse. 
Desgleichen sei die Regelung, wonach bei einer 
Einigung des Verkehrsstraftäters mit den ande-
ren Unfallbeteiligten und den Geschädigten so-
wie bei Alleinunfällen auf Zuziehung der Polizei 
verzichtet werden könne, nur bei dieser Abgren-
zung des geschützten Rechtsguts möglich. Den 
öffentlichen Interessen werde durch andere 
Straftatbestände ausreichend Rechnung getra-
gen. Insbesondere zur Klarstellung dieser Ziel-
richtung der Vorschrift wurde in Absatz 1 Nr. 1 
das Merkmal „zugunsten" beibehalten. 

2. Auf Anregung des Bundesrates (Nr. 2 a der Stel-
lungnahme, Drucksache 7/2434 S. 10) wurde ge-
prüft, ob eine dem § 142 entsprechende Vor-
schrift auch für denjenigen Bereich des Schiffs-
verkehrs, in dem sie bisher fehlt, im Rahmen 
dieses Gesetzgebungsvorhabens geschaffen wer-
den könne. Das erschien jedoch nicht möglich. 
Der Tatbestand des § 142 kann wegen der ande-
ren Situation im Schiffsverkehr nicht entspre-
chend ausgeweitet werden. Andererseits würde 
eine auf jene Situation abgestellte Regelung 
weitere Vorarbeiten erfordern, die dieses Gesetz-
gebungsvorhaben in unvertretbarer Weise ver-
zögern würde. 

3. In Übereinstimmung mit den Ausführungen im 
Regierungsentwurf (Begründung I 5, S. 6) wird 
der Begriff des „Verkehrsunfalls" nicht definiert; 
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vielmehr wird er mit dem Inhalt in die Vorschrift 
übernommen, den er von der Rechtsprechung er-
halten hat. Das bedeutet, daß das in der Vor-
schrift umschriebene Verhalten den Tatbestand 
auch dann erfüllt, wenn ihm ein entsprechendes 
Ereignis mit verhältnismäßig geringfügigem 
Schaden zugrunde liegt. Es wurde deshalb die 
Frage erörtert, ob nicht die Verfolgung wegen 
unerlaubten Sich-Entfernens dann, wenn der 
Ausgangspunkt für die Tat lediglich ein Sach-
schaden oder eine leichte Körperverletzung war, 
ebenso wie die Verfolgung einer Sachbeschädi-
gung oder Körperverletzung selbst, von einem 
Strafantrag des Geschädigten abhängig gemacht 
werden sollte. 

Jedoch hat der Ausschuß eine solche Regelung 
abgelehnt aufgrund des kriminalpolitischen Be-
denkens, daß sie die generalpräventive Wirkung 
der Vorschrift verringern könnte. Es wurde be-
fürchtet, daß Unfallbeteiligte durch die Regelung 
verleitet würden, sich zunächst einmal den Fest-
stellungen zu entziehen und darauf zu vertrauen, 
daß sie im Falle der Entdeckung den Geschädig-
ten durch großzügige Schadensregulierung von 
der Antragstellung abhalten könnten. Zusätzlich 
zu den im Regierungsentwurf angeführten Ge-
sichtspunkten wurde darauf hingewiesen, daß 
auch bei einer Einfügung des Antragserforder-
nisses nicht auf das Korrektiv einer Strafverfol-
gung aus öffentlichem Interesse verzichtet wer-
den könnte. Dann würde aber wohl — wie es bei 
Körperverletzungen im Straßenverkehr auch ge-
schieht — in den meisten Fällen das öffentliche 
Interesse bejaht werden, so daß dem Antrags-
erfordernis die Wirkung weitgehend genommen 
würde. Geeignete Fälle lassen sich nach der Auf-
fassung des Ausschusses auch mit den bestehen-
den strafprozessualen Möglichkeiten von der 
Strafverfolgung ausnehmen. Im übrigen sollte 
das Problem der Antragsdelikte im Rahmen der 
weiteren Beratungen zur Strafrechtsreform nach 
einheitlichen Grundsätzen überprüft und in jene 
Prüfung § 142 erneut einbezogen werden. 

4. Die Änderung der Überschrift ergab sich aus 
der Neufassung des Tatbestands, der auch an-
dere Fälle als den der Flucht erfaßt und diesen 
Begriff nicht mehr verwendet. 

Eine Minderheit im Ausschuß wollte an der bis-
herigen und auch im Regierungsentwurf vorge-
schlagenen Überschrift „Verkehrsunfallflucht" 
festhalten, weil sie sich eingebürgert habe, pla-
stisch sei und vor allem die Tat als sozialethisch 
verwerflich abstemple. Gegen die neue Über-
schrift wurde eingewandt, daß sie eine entspre-
chende negative Kennzeichnung nicht enthalte 
und möglicherweise dazu führe, daß die Vor-
schrift von den Verkehrsteilnehmern nicht mehr 
so ernst genommen werde. 

Die Ausschußmehrheit hält die zuletztgenannten 
Bedenken für unbegründet und die anderen Ge-
sichtspunkte für untergeordnet gegenüber der 
Überlegung, daß der Begriff Unfallflucht den 
neuen Tatbestand nicht mehr zutreffend charak

-

terisiere, ihn vielmehr im Bewußtsein des Bür-
gers unsachgemäß verenge. Mit der hier vorge-
schlagenen Überschrift soll klarer zum Ausdruck 
gebracht werden, daß eben nicht nur eine Flucht, 
sondern jedes näher umschriebene Sich-Entfer-
nen vom Unfallort verboten und mit Strafe be-
droht ist. 

5. Der Ausschuß hatte versucht, die unbestimmten 
Begriffe „angemessene Zeit" in Absatz 1 Nr. 2 
und „unverzüglich" in den Absätzen 2 und 3 
näher einzugrenzen. Es wurde jedoch keine bes-
sere Lösung gefunden. Insbesondere ist bei der 
Vielfalt der Lebenslagen, die der Tatbestand er-
faßt, eine Zeitbestimmung nicht möglich. 

6. Mit der Änderung in Absatz 3 folgte der Aus-
schuß der Anregung des Bundesrates, die nach-
trägliche Meldung bei „einer nahegelegenen" 
und nicht nur bei „der nächsten" Polizeidienst-
stelle ausreichen zu lassen. Auf die Begründung 
in der Stellungnahme des Bundesrates (Num-
mer 2 b, Drucksache 7/2434 S. 10) wird verwie-
sen. 

7. a) Der Regierungsentwurf hatte - wie das gel

-

tende Recht und der Entwurf 1962 	in Ab

-

satz 2 für den Versuch Strafe angedroht. Da-
bei war insbesondere an die Fälle gedacht, 
in denen ein Unfallbeteiligter nur mit Gewalt 
am unerlaubten Sich-Entfernen gehindert 
werden kann. 

Eine Minderheit im Ausschuß wollte auch 
diese Vorschrift übernehmen. Es wurde be-
fürchtet, daß andernfalls ein straffreies Vor-
feld eröffnet würde, das Versuchshandlungen 
- unter dem Vorwand vorgenommen, man 
habe durch Wegstellen des Fahrzeugs der 
Verkehrssicherheit genügen wollen — und 
in einem Teil der Fälle auch vollendete Straf-
taten provozieren würde. 

Die Ausschußmehrheit teilt diese Bedenken 
nicht. Diese Ausschußmitglieder verwiesen 
außerdem darauf, daß nach Verkehrsunfällen 
häufig Handlungen erforderlich seien, die 
— wie z. B. das Abstellen des Motors — bei 
den Umstehenden den Anschein des unerlaub-
ten Sich-Entfernens erweckten. In derartigen 
Fällen berge die Vorschrift erhebliche Ge-
fahren für die Rechtsfindung und für den Un-
fallbeteiligten selbst in sich. 

Insbesondere wurde aber auch ein kriminal-
politisches Bedürfnis für die Bestrafung des 
Versuchs verneint. Bereits nach geltendem 
Recht waren Verurteilungen wegen versuch-
ter „Verkehrsunfallflucht" verhältnismäßig 
selten; in der Zeit von 1968 bis 1972 waren es 
höchstens 270 Verurteilungen jährlich, das 
sind 0,9 °/o der wegen „Verkehrsunfallflucht" 
Verurteilten. Durch die Neufassung des Tat-
bestands werden nunmehr noch die Pflichten 
des Unfallbeteiligten zur Mitwirkung bei den 
Feststellungen erweitert und somit der An-
wendungsbereich der Vorschrift ausgedehnt. 
Damit wird zumindest ein Teil der Fälle, die 
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nach geltendem Recht als Versuch angese-
hen wurden, nach dem neuen Recht Von Ab-
satz 1 erfaßt werden. 

b) Wegen der voraussichtlich geringen prakti-
schen Bedeutung wurde davon abgesehen, für 
Fälle, in denen eine Strafe wegen Versuchs 
verhängt aber noch nicht vollstreckt worden 
ist, eine Übergangsregelung zu schaffen. Der 
Ausschuß will damit jedoch nicht von der bei 
den vorausgegangenen Reform- und Ände-
rungsgesetzen geübten Praxis abgehen, Fälle, 
in denen jemand wegen eines durch die Ge-
setzesänderung straffrei gewordenen Verhal-
tens verurteilt wurde, die Strafe aber noch 
nicht vollstreckt ist, ausdrücklich zu regeln. 
Soweit bei Inkrafttreten dieses Gesetzes ein-
schlägige Fälle vorliegen sollten, geht der 
Ausschuß davon aus, daß sie von den zustän-
digen Behörden im Gnadenwege im hier er-
örterten Sinne abgeschlossen werden. 

8. Besonderen Raum nahm in den Beratungen 
des Ausschusses, wie schon zuvor in der öffent-
lichen Diskussion, die Erörterung der Frage ein, 
ob eine Vorschrift über strafbefreienden Rück-
tritt geschaffen werden solle. Es wurde auf solche 
Fälle hingewiesen, in denen der Unfallbeteiligte 
zunächst in der ersten Aufregung flüchtet, sich 
aber, nachdem er die Sache nochmals in Ruhe 
überdacht hat, alsbald bei dem Geschädigten 
meldet. In diesen Fällen sind die Tatbestandsvor-
aussetzungen bereits erfüllt. Ohne Rücktritts-
klausel kann der Täter sie auch durch eine nach-
trägliche Meldung nach den Absätzen 2 und 3 
nicht mehr rückgängig machen. Es bleibt viel-
mehr nur noch die Möglichkeit der Einstellung 
gemäß § 153 StPO. 

Eine Minderheit im Ausschuß setzte sich für die 
Schaffung einer derartigen Vorschrift ein. Es 
wurde argumentiert, daß in den genannten Fäl-
len dem Zweck des § 142, dem Geschädigten die 
Durchsetzung seiner Ansprüche zu ermöglichen, 
voll Rechnung getragen werde. Ein Bedürfnis für 
die Bestrafung dieses Täters sei nicht zu er-
kennen. Vielmehr werde eine Regelung, die 
eine gefahrlose nachträgliche Meldung ermög-
liche, in zahlreichen Fällen geflüchtete Täter zu 
dem entsprechenden Verhalten veranlassen. 

Die Mehrheit der Ausschußmitglieder lehnte eine 
derartige Vorschrift ab. Es wurde zwar aner-
kannt, daß in den aufgezeigten Fällen die Eröff-
nung des strafbefreienden Rücktritts eine ange-
messene Regelung wäre, obschon insoweit im-
merhin auch § 153 StPO zur Verfügung stehe. 

Jedoch wurden die mit einer Rücktrittsklausel 
verbundenen Gefahren für die Wirksamkeit und 

den Schutzzweck der Strafvorschrift als schwerer 
wiegend erachtet. Es wurde befürchtet, daß viele 
Unfallbeteiligte die Strafvorschrift und ihre Ver-
pflichtung gegenüber den Geschädigten nicht 
mehr ernst nehmen würden; daß sie vielmehr 
der Versuchung erliegen würden, zunächst ein-
mal sich zu entfernen, das Ergebnis der weiteren 
Untersuchung abzuwarten und, wenn dieses für 
sie günstig sei, es dabei zu belassen. 

Selbst hinsichtlich derjenigen Fälle, in denen 
sich der Täter anschließend tatsächlich stellt, 
würde eine Rücktrittsklausel den Schutzzweck 
der Vorschrift gefährden. Denn häufig würden 
in der Zeit zwischen Unfall und nachträglicher 
Meldung Beweismittel, die für den Geschädigten 
von ausschlaggebender Bedeutung seien, ver-
lorengehen. Das gelte insbesondere für den Fall, 
daß ein unter Alkohol stehender Unfallver-
ursacher im Vertrauen auf die Rücktrittsmög-
lichkeit sich den Ermittlungen solange entzöge, 
bis der Blutalkohol abgebaut sei. Ebenso könn-
ten am Unfallort Tatspuren wie Glassplitter, 
Schmutzreste usw. verlorengegangen sein. § 142 
will aber dem Geschädigten helfen, die Beweise 
möglichst umfassend, d. h. an Ort und Stelle, zu 
sichern. Diesem Zweck laufe eine Rücktrittsklau-
sel zuwider. 

Der erwähnten Gefahr könne auch nicht durch 
den Einbau der einschränkenden Voraussetzung, 
daß der Unfallbeteiligte inzwischen keine Be-
weise beseitigt haben dürfe, begegnet werden. In 
vielen Fällen trete der Beweisverlust ohne Zutun 
des Täters ein. Die sichere Feststellung, daß 
Beweismittel nicht verlorengegangen seien, 
könne der Richter praktisch nie treffen. 

Bei Abwägung aller Gesichtspunkte hielt die 
Ausschußmehrheit die Einfügung einer Rück-
trittsklausel für unvertretbar. Hinsichtlich der 
Fälle, in denen der Täter durch sein nachträg-
liches Verhalten den Interessen des Geschädig-
ten mit Sicherheit genüge tue, wurde die Über-
zeugung geäußert, daß in aller Regel über § 153 
StPO eine sachgerechte Lösung erreicht werde. 

Zu Artikel 2 — § 6 Abs. 1 StVG 

unverändert 

Zu Artikel 3 — Berlin-Klausel 

Redaktionelle Änderung: die Berlin-Klausel wurde 
entsprechend dem Vorschlag des Bundesrates an die 
sonst übliche Formulierung angepaßt. 

Zu Artikel 4 — Inkrafttreten 

unverändert 

Bonn, den 15. April 1975 

Spranger 

Berichterstatter 

Lambinus 
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Antrag des Ausschusses 

Der Bundestag wolle beschließen, 

1. den von der Bundesregierung eingebrachten Entwurf eines Vierzehnten Straf-
rechtsänderungsgesetzes — Drucksache 7/2434 — in der anliegenden Fassung 
anzunehmen; 

2. die zu dem Gesetzentwurf eingegangenen Petitionen für erledigt zu erklären. 

Bonn, den 15. April 1975 

Der Sonderausschuß für die Strafrechtsreform 

Dr. Müller-Emmert 

Vorsitzender 

Spranger 

Berichterstatter 

Lambinus 
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Zusammenstellung 
des von der Bundesregierung eingebrachten Entwurfs eines 
Vierzehnten Strafrechtsänderungsgesetzes 
— Drucksache 7/2434 — 
mit den Beschlüssen des Sonderausschusses für die Strafrechtsreform 

Entwurf 

Entwurf eines Vierzehnten 
Strafrechtsänderungsgesetzes 

Der Bundestag hat das folgende Gesetz be-
schlossen: 

Artikel i 

Änderung des Strafgesetzbuches 

§ 142 erhält folgende Fassung: 

„§ 142 

Verkehrsunfallflucht 

(1) Ein Unfallbeteiligter, der sich nach einem Un-
fall im Straßenverkehr vom Unfallort entfernt, bevor 
er 

1. zugunsten der anderen Unfallbeteiligten und der 
Geschädigten die Feststellung seiner Person, sei-
nes Fahrzeugs und der Art seiner Beteiligung 
durch seine Anwesenheit und durch die Angabe, 
daß er an dem Unfall beteiligt ist, ermöglicht hat 
oder 

2. eine nach den Umständen angemessene Zeit ge-
wartet hat, ohne daß jemand bereit war, die 
Feststellungen zu treffen, 

wird mit Freiheitsstrafe bis zu drei Jahren oder mit 
Geldstrafe bestraft. 

(2) Der Versuch ist strafbar. 

(3) Nach Absatz 1 wird auch ein Unfallbeteiligter 
bestraft, der sich 

1. nach Ablauf der Wartefrist (Absatz 1 Nr. 2) oder 

2. berechtigt oder entschuldigt 

vom Unfallort entfernt hat und die Feststellungen 
nicht unverzüglich nachträglich ermöglicht. 

Beschlüsse des Sonderausschusses 
für die Strafrechtsreform 

Entwurf eines Vierzehnten 
Strafrechtsänderungsgesetzes 

Der Bundestag hat das folgende Gesetz beschlos-
sen: 

Artikel 1 

Änderung des Strafgesetzbuches 

1. In § 69 Abs. 2 Nr. 3 werden die Worte „der Ver-
kehrsunfallflucht" ersetzt durch die Worte „des 
unerlaubten Entfernens vom Unfallort". 

2. § 142 erhält folgende Fassung: 

„§ 142 

Unerlaubtes Entfernen vom Unfallort 

(1) unverändert 

entfällt 

(2) Nach Absatz 1 wird auch ein Unfallbetei-
ligter bestraft, der sich 

1. nach Ablauf der Wartefrist (Absatz 1 Nr. 2) 
oder 

2. berechtigt oder entschuldigt 

vom Unfallort entfernt hat und die Feststellun

-

gen nicht unverzüglich nachträglich ermöglicht. 
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Entwurf 

(4) Der Verpflichtung, die Feststellungen nach-
träglich zu ermöglichen, genügt der Unfallbeteiligte, 
wenn er den Berechtigten (Absatz 1 Nr. 1) oder der 
nächsten Polizeidienststelle mitteilt, daß er an dem 
Unfall beteiligt gewesen ist, und wenn er seine An-
schrift, seinen Aufenthalt sowie das Kennzeichen 
und den Standort seines Fahrzeugs angibt und die-
ses zu unverzüglichen Feststellungen für eine ihm 
zumutbare Zeit zur Verfügung hält. Dies gilt nicht, 
wenn er durch sein Verhalten die Feststellungen ab-
sichtlich vereitelt. 

(5) Unfallbeteiligter ist jeder, dessen Verhalten 
nach den Umständen zur Verursachung des Unfalls 
beigetragen haben kann." 

Artikel 2 

Änderung des Straßenverkehrsgesetzes 

Das Straßenverkehrsgesetz in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 19. Dezember 1952 (Bundes-
gesetzbl. I S. 837), zuletzt geändert durch das Ein-
führungsgesetz zum Strafgesetzbuch vom 2. März 
1974 (Bundesgesetzbl. I S. 469), wird wie folgt ge-
ändert: 

In § 6 Abs. 1 wird nach Nummer 4 folgende Num-
mer 4 a eingefügt: 

„4 a. das Verhalten der Beteiligten nach einem Ver-
kehrsunfall, das geboten ist, um 

a) den Verkehr zu sichern und Verletzten zu 
helfen, 

b) zur Klärung und Sicherung zivilrechtlicher 
Ansprüche die Art der Beteiligung festzu-
stellen und 

c) Haftpflichtansprüche geltend machen zu 
können;". 

Artikel 3 

Berlin-Klausel 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 Abs. 1 
des Dritten Überleitungsgesetzes vom 4. Januar 1952 
(Bundesgesetzbl. I S. 1) auch im Land Berlin. Rechts-
verordnungen, die auf Grund des Artikels 2 erlassen 
werden, gelten im Land Berlin nach § 14 des Dritten 
Überleitungsgesetzes. 

Artikel 4 

Inkrafttreten 

Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner Verkün-
dung in Kraft. 

Beschlüsse des Sonderausschusses 
für die Strafrechtsreform 

(3) Der Verpflichtung, die Feststellungen nach-
träglich zu ermöglichen, genügt der Unfallbetei-
ligte, wenn er den Berechtigten (Absatz 1 Nr. 1) 
oder einer nahe gelegenen Polizeidienststelle 
mitteilt, daß er an dem Unfall beteiligt gewesen 
ist, und wenn er seine Anschrift, seinen Aufent-
halt sowie das Kennzeichen und den Standort 
seines Fahrzeugs angibt und dieses zu unverzüg-
lichen Feststellungen für eine ihm zumutbare 
Zeit zur Verfügung hält. Dies gilt nicht, wenn er 
durch sein Verhalten die Feststellungen absicht-
lich vereitelt. 

(4) Unfallbeteiligter ist jeder, dessen Verhal-
ten nach den Umständen zur Verursachung des 
Unfalls beigetragen haben kann." 

Artikel 2 

Änderung des Straßenverkehrsgesetzes 

unverändert 

Artikel 3 

Berlin-Klausel 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 Abs. 1 
des Dritten Überleitungsgesetzes vom 4. Januar 
1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1) auch im Land Berlin. 
Rechtsverordnungen, die auf Grund dieses Gesetzes 
erlassen werden, gelten im Land Berlin nach § 14 
des Dritten Überleitungsgesetzes. 

Artikel 4 

Inkrafttreten 

unverändert 


